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2. Mai 2023 

Rundschreiben Nr. 32/2023 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 

1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Myanmar/Birma 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/886 des Rates vom 28. April 2023 

2. Finanzsanktionen angesichts von Handlungen, die die Republik Moldau destabili-
sieren 
Verordnung (EU) 2023/888 des Rates vom 28. April 2023 

3. Finanzsanktionen angesichts der Lage im Syrien 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/890 des Rates vom 28. April 2023 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrichten: 
 

1. Der Rat der Europäischen Union hat mit Durchführungsverordnung (EU) 2023/8861  
(Anlage 1) die Einträge zu 24 Personen und einer Organisation in Anhang IV der Verord-
nung (EU) Nr. 401/20132 (Sanktionsregime Myanmar/Birma) geändert und dabei u.a. neue 
Alias-Namen ergänzt. 

________________ 
1
  Durchführungsverordnung (EU) 2023/886 des Rates vom 28. April 2023 zur Durchführung der Verordnung (EU) 
Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Myanmar/Birma 

2
  Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma 
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank zu Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 31/2023 
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2. Ferner hat der Rat der Europäischen Union mit Verordnung (EU) 2022/8883 (Anlage 2) rest-
riktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die Lage in der Republik Moldau desta-
bilisieren, erlassen. 

 
Gemäß Artikel 2 sind sämtliche Gelder und wirtschaftliche Ressourcen der in Anhang I auf-
geführten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen einge-
froren. Außerdem dürfen diesem Kreis Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen weder unmit-
telbar noch mittelbar zur Verfügung gestellt werden oder zugutekommen. 
 
Nach Artikel 3, Artikel 4, Artikel 5 und Artikel 6 dieser Verordnung kann die Deutsche Bun-
desbank unter engen Voraussetzungen (z. B. für Grundbedürfnisse gelisteter Personen) 
Ausnahmegenehmigungen erteilen. 
  
Hinweis: Derzeit enthält Anhang I der Verordnung (EU) 2023/888 noch keine Einträge. 

 
 

3. Zudem wurde mit Durchführungsverordnung (EU) 2023/8904 (Anlage 3) eine natürliche Per-
son aus der Liste in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/20125 (Sanktionsregime Syrien) 
gestrichen. 

 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 4e Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 401/2013  

 
spätestens bis zum 9. Mai 2023 

 
per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2023/886 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 4) zu übermitteln. Mit der-
art aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und ver-
meiden Rückfragen.  
 

________________ 
3  Verordnung (EU) 2023/888 des Rates vom 28. April 2023 über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlun-

gen, die die Lage in der Republik Moldau destabilisieren 
4
  Durchführungsverordnung (EU) 2023/890 des Rates vom 28. April 2023 zur Durchführung der Verordnung (EU) 
Nr. 36/2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Syrien 

5 Verordnung (EU) Nr. 36/2012 des Rates vom 18. Januar 2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Syrien und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 442/2011.  
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Wir weisen darauf hin, dass Sie auch verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage erge-
bende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen 
sind, unaufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:   
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Ertl 
 
 
 
Anlagen 



II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/886 DES RATES 

vom 28. April 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Myanmar/Birma und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 (1), insbesondere auf Artikel 4i,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 2. Mai 2013 die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 angenommen.

(2) Der Rat hat die in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 enthaltene Liste der natürlichen und juristischen 
Personen, Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, überprüft. Auf der 
Grundlage dieser Überprüfung sollten die Einträge zu 24 Personen und einer Organisation geändert werden.

(3) Die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 28. April 2023.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
J. ROSWALL

(1) ABl. L 121 vom 3.5.2013, S. 1.
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ANHANG 

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 („Liste der in Artikel 4a genannten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen“) wird wie folgt geändert:

1. Die Einträge zu den folgenden 24 Personen in der Liste mit der Überschrift „A. Liste der in Artikel 4a genannten natürlichen Personen“ erhalten folgende Fassung:

Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

„4. Aung Aung Geschlecht: männlich

Militärische Kennziffer: BC 23750

Generalleutnant Aung Aung ist seit Oktober 2022 Befehlshaber des Büros für 
Sondereinsätze Nr. 2. Er ist der ehemalige Befehlshaber des Kommandobereichs Südwest der 
Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) und ehemaliger Befehlshaber der 33. Leichten-Infanterie- 
Division der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammenhang ist er 
verantwortlich für die von der 33. Leichten-Infanterie-Division begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya im 
Bundesstaat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische Niederbrennen von Häusern und 
Gebäuden der Rohingya.

25.6.2018

7. Thant Zin Oo Geschlecht: männlich Thant Zin Oo war Befehlshaber des 8. Sicherheitspolizei-Bataillons. In diesem 
Zusammenhang ist er verantwortlich für die vom 8. Sicherheitspolizei-Bataillon begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der 
Rohingya im Bundesstaat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 2017. Zu den schweren 
Menschenrechtsverletzungen zählen rechtswidrige Tötungen und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. Diese Verletzungen wurden in 
Verbindung und mit direkter Unterstützung der 33. Leichten-Infanterie-Division der 
Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) dessen Befehlshaber Generalleutnant (ehemaliger 
Brigadegeneral) Aung Aung ist, begangen. Daher steht Thant Zin Oo mit der in die Liste 
aufgenommenen Person Generalleutnant Aung Aung in Verbindung.

25.6.2018

10. Khin Hlaing Geburtsdatum: 2.5.1968

Geschlecht: männlich

Generalleutnant Khin Hlaing ist seit Oktober 2022 Befehlshaber des Büros für 
Sondereinsätze Nr. 4. Er ist der ehemalige Befehlshaber der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw) im Goldenen Dreieck. Er ist ehemaliger Befehlshaber der 99. Leichten-Infanterie- 
Division und war Befehlshaber des Kommandobereichs Nordost der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). Als Befehlshaber der 99. Leichten-Infanterie-Division überwachte er die 
militärischen Operationen, die 2016 und Anfang 2017 im Bundesstaat Shan durchgeführt 
wurden. In diesem Zusammenhang ist er verantwortlich für die von der 99. Leichten- 
Infanterie-Division im Bundesstaat Shan während der zweiten Jahreshälfte 2016 begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen gegen einer ethnischen Minderheit 
angehörende Dorfbewohner. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, Zwangsverhaftungen 
und die Zerstörung von Dörfern.

21.12.2018
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Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

18. Sein Win Geburtsdatum: 24.7.1956

Geburtsort: Pyin Oo Lwin, 
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Generalleutnant Sein Win ist Angehöriger der Tatmadaw und ehemaliger 
Verteidigungsminister (vom 24. August 2015 bis 1. Februar 2021). Seit Februar 2021 (bis 
mindestens September 2022) war er Vorsitzender der Myanmar War Veterans Organization 
(MWVO).

Am 1. Februar 2021 nahm er zusammen mit anderen Angehörigen der Tatmadaw an der 
Sitzung des Nationalen Rates für Verteidigung und Sicherheit teil. Diese Sitzung des 
Nationales Rates war verfassungswidrig, da die zivilen Mitglieder des Rates von ihr 
ausgeschlossen waren. Während dieser Sitzung wurde Myint Swe zum kommissarischen 
Präsidenten erklärt. Myint Swe hat sodann den Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, 
die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem Oberbefehlshaber der 
Nationalen Verteidigung, Min Aung Hlaing, übertragen. Hierdurch wurde gegen das 
Verfahren für die Ausrufung des Notstands verstoßen, da nach der Verfassung nur der 
Präsident befugt ist, den Notstand auszurufen.

Durch seine Teilnahme an der Sitzung des Nationalen Rates für Verteidigung und Sicherheit, 
während der beschlossen wurde, den Notstand auszurufen und die gesetzgebende, die 
vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem Oberbefehlshaber der 
Nationalen Verteidigung zu übertragen, hat Sein Win dazu beigetragen, unter 
Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch 
gewählte Regierung zu stürzen. Deshalb ist er verantwortlich für die Untergrabung der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

2018 haben die Vereinten Nationen und internationale zivilgesellschaftliche Organisationen 
über schwere Menschenrechtsverletzungen und schwere Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht berichtet, die seit 2011 von den Streitkräften und den Ordnungskräften in den 
Bundesstaaten Kachin, Rakhine und Shan verübt wurden und gegen die Bevölkerungsgruppe 
der Rohingya gerichtet waren, wobei sie viele dieser Verstöße als schwerste Verbrechen nach 
dem Völkerrecht eingestuft haben. Sein Win war vom 24. August 2015 bis 1. Februar 2021
Verteidigungsminister und in dieser Funktion unmittelbar für diese an der 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya verübten schweren Verstöße und Missbräuche 
verantwortlich.

22.3.2021
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Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

20. Mya Tun Oo Geburtsdatum: 4.5.1961 oder 
5.5.1961

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

General Mya Tun Oo ist Angehöriger der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). Er wurde am 
1. Februar 2021 zum Verteidigungsminister ernannt und ist Mitglied des 
Staatsverwaltungsrates. Er wurde am 1. Februar 2023 auch zum stellvertretenden 
Premierminister ernannt.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern. Mya Tun Oo hat an der Sitzung des Nationalen Rates für Verteidigung und 
Sicherheit vom 31. Januar 2022 teilgenommen, in der der Notstand bis zum 31. Juli 2022
verlängert wurde. Als Mitglied des Nationalen Rates für Verteidigung und Sicherheit sowie 
des Staatsverwaltungsrates war General Mya Tun Oo unmittelbar an den Entscheidungen 
über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist 
deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist General Mya Tun Oo unmittelbar für die 
repressiven Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich. 
Darüber hinaus ist Mya Tun Oo als Verteidigungsminister für die Angriffe der Streitkräfte im 
Bundesstaat Kayah vom 25. Dezember 2021, bei denen mehr als 30 Menschen, darunter 
Kinder und humanitäres Personal, getötet wurden, sowie für Massentötungen und 
Folterungen von Zivilisten in ganz Myanmar verantwortlich. Als Verteidigungsminister ist 
General Mya Tun Oo außerdem verantwortlich für Bombardierungen, Luftangriffe und 
andere Fälle massiver Gewalt, die 2022 durch die Streitkräfte Myanmars verübt wurde. Er ist 
also für schwere Menschenrechtsverletzungen in Myanmar/Birma verantwortlich.

22.3.2021
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Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

2018 haben die Vereinten Nationen und internationale zivilgesellschaftliche Organisationen 
über schwere Menschenrechtsverletzungen und schwere Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht berichtet, die seit 2011 von den Streitkräften und den Ordnungskräften in den 
Bundesstaaten Kachin, Rakhine und Shan verübt wurden und gegen die Bevölkerungsgruppe 
der Rohingya gerichtet waren, wobei sie viele dieser Verstöße als schwerste Verbrechen nach 
dem Völkerrecht eingestuft haben. Mya Tun Oo war von August 2016 bis zu seiner 
Ernennung zum Verteidigungsminister stellvertretender Stabschef der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw) und bekleidete damit den dritthöchsten Rang bei der Tatmadaw. In dieser 
Funktion hat er die im Bundesstaat Rakhine durchgeführten militärischen Operationen 
überwacht und die verschiedenen Streitkräfte, einschließlich Armee, Marine und Luftwaffe, 
und den Einsatz von Artillerie koordiniert. Er ist deshalb für diese an der 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya verübten schweren Verstöße und Missbräuche 
verantwortlich.

23. Maung Maung Kyaw Geburtsdatum: 23.7.1964

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

General Maung Maung Kyaw ist ein ehemaliger Angehöriger der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). Er ist seit Januar 2022 außer Dienst. Er war bis Februar 2023 Mitglied des 
Staatsverwaltungsrats (SAC). Zuvor war er von 2018 bis Januar 2022 Oberbefehlshaber der 
Luftwaffe Myanmars. Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) 
unter ihrem Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern. Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war General Maung Maung Kyaw 
unmittelbar an den Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die 
Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung 
der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Als ehemaliges Mitglied des 
Staatsverwaltungsrates war General Maung Maung Kyaw unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich. Darüber hinaus 
war er in seiner früheren Eigenschaft als Oberbefehlshaber der Luftwaffe Myanmars 
unmittelbar für die Bombenangriffe im Bundesstaat Kayah im Dezember 2021 
verantwortlich, die sich gegen die Zivilbevölkerung richteten und eine hohe Zahl von Opfern 
forderten. Daher ist er für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

22.3.2021
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Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

25. Than Hlaing Geburtsdatum: 1965

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Generalleutnant Than Hlaing ist Angehöriger der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). Vom 
2. Februar 2021 bis Mai 2022 war er stellvertretender Minister für Inneres und Polizeichef.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Generalleutnant Than Hlaing, der vom Staatsverwaltungsrat ernannt wurde, hat an 
Handlungen und politischen Maßnahmen, mit denen die Demokratie und die 
Rechtstaatlichkeit in Myanmar/Birma untergraben werden, sowie an Handlungen, die den 
Frieden, die Sicherheit und die Stabilität in Myanmar/Birma bedrohen, mitgewirkt.

Zudem haben Ordnungskräfte unter dem Befehl von Generalleutnant Than Hlaing seit dem 
1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit eingeschränkt, 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert. Als 
ehemaliger stellvertretender Minister des Inneren und Polizeichef war Generalleutnant Than 
Hlaing unmittelbar für Entscheidungen über repressive Maßnahme und Gewalttätigkeiten 
gegen friedlich Demonstrierende verantwortlich, die von der Polizei durchgeführt wurden; er 
ist deshalb verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Myanmar/Birma.

22.3.2021
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Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

26. Mahn Nyein Maung

(alias P’do, Phado Man 
Nyein Maung)

Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Geburtsdatum: etwa 1947

Geburtsort: Maungdaw, 
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Mahn Nyein Maung ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Mahn Nyein Maung unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Mahn Nyein Maung unmittelbar für die 
repressiven Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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27. Thein Nyunt Mitglied des Staatsverwaltungsrats 
Vorsitzender der New National 
Democracy Party (NNDP)

Geburtsdatum: 26.12.1944

Geburtsort: Kawkareik (Staat Karen), 
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Personalausweis-Nr.: 12/THAGAKA 
(NAING)012432

Geschlecht: männlich

Thein Nyunt ist Mitglied des zentralen Beratungsgremiums des Staatsverwaltungsrats (SAC). 
Seit dem 1. Februar 2023 hat er zudem einen Sitz im zentralen Beratungsgremium des 
Staatsverwaltungsrats.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Thein Nyunt unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Thein Nyunt unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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28. Khin Maung Swe Mitglied des Staatsverwaltungsrats 
Vorsitzender der Partei National 
Democratic Force (NDF)

Geburtsdatum: 24.7.1942

Geburtsort: Ngathaingchaung, 
Bezirk Pathein, Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Khin Maung Swe ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). Seit dem 1. Februar 2023 hat 
er zudem einen Sitz im zentralen Beratungsgremium des Staatsverwaltungsrats.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Khin Maung Swe unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Khin Maung Swe unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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29. Aye Nu Sein Mitglied des Staatsverwaltungsrats 
Stellvertretende Vorsitzende der 
Arakan National Party

Geburtsdatum: 24.3.1957

Geburtsort: Sittwe, Bundesstaat 
Rakhine, Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: weiblich

Aye Nu Sein ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). Seit dem 1. Februar 2023 hat sie 
zudem einen Sitz im zentralen Beratungsgremium des Staatsverwaltungsrats.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben 
und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Aye Nu Sein unmittelbar an den Entscheidungen 
über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; sie ist 
deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Aye Nu Sein unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

19.4.2021

D
E

A
m

tsblatt der Europäischen U
nion 

L 113 I/10 
28.4.2023  



Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

30. Jeng Phang Naw Htaung Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Jeng Phang Naw Htaung ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). Seit dem 1. Februar 
2023 ist er zudem Minister der Union für ethnische Angelegenheiten.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Jeng Phang Naw Htaung unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Jeng Phang Naw Htaung unmittelbar für die 
repressiven Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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32. Sai Long Hseng Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Geburtsdatum: 18.4.1947

Geburtsort: Kengtung, 
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Staatsbürgerschaftsnachweis: Katana 
(Naing) 0052495;

Personalausweis-Nr.: 13/KATANA 
(N)-005249;

Geschlecht: männlich

Sai Long Hseng ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). Seit dem 1. Februar 2023 hat er 
zudem einen Sitz im zentralen Beratungsgremium des Staatsverwaltungsrats.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Sai Long Hseng unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Sai Long Hseng unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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33. Saw Daniel Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Geburtsdatum: 25.11.1957

Geburtsort: Loikaw (Staat Kayah), 
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Saw Daniel ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). Seit dem 1. Februar 2023 hat er 
zudem einen Sitz im zentralen Beratungsgremium des Staatsverwaltungsrats.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Saw Daniel unmittelbar an den Entscheidungen 
über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist 
deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Daniel Saw unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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34. Dr. Banyar Aung Moe Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Geburtsdatum: 14.8.1947

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Personalausweis-Nr.: 
10RAMANAN202348

Banyar Aung Moe ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). Seit dem 1. Februar 2023 hat 
er zudem einen Sitz im zentralen Beratungsgremium des Staatsverwaltungsrats.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und 
die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Banyar Aung Moe unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf 
friedliche Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des 
Staatsverwaltungsrates stehenden Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021
schwere Menschenrechtsverletzungen begangen, indem sie zivile und unbewaffnete 
Demonstranten getötet, die Versammlungs- und Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung 
des Zugangs zum Internet eingeschränkt und Oppositionsführer und Gegner des Putsches 
willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in 
Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den Streitkräften die vollständige 
Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der Strafverfolgung, über 
die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden Gebieten werden 
Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor Militärgerichte 
gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, einschließlich auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das Kriegsrecht 
ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Banyar Aung Moe unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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35. U Chit Naing

(alias: Sate Pyin Nyar)

Geburtsdatum: Dezember 1948

Geburtsort: Kyee Nee Village, Chauk 
Township, Magway Region, 
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Anschrift: Myanmar, Yangon, 
Tharkayta Township, Yadanar 
Housing (near Tine Yin Thar Village), 
Yadanar Street, No. 150

U Chit Naing hatte vom 1. August 2021 bis zum 18. August 2022 als Minister der 
Unionsregierung die Leitung des Ministeriums des Büros der Unionsregierung inne. Vom 
2. Februar 2021 bis zum 31. Juli 2021 war er Minister für Information. Er wurde vom 
Vorsitzenden des Staatsverwaltungsrates (SAC) ernannt, der am 2. Februar 2021 die 
gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates übernommen 
hat. Als Minister für Information war er für die staatlichen Medien (MWD, MRTV, die 
Zeitungen Myanmar Alin, Kyemon und Global New Light of Myanmar, die 
Nachrichtenagentur Myanmar News Agency (MNA) sowie die digitalen Nachrichten 
Myanmar Digital News) und somit für die Sendung und Veröffentlichung der amtlichen 
Nachrichten verantwortlich. Während seiner Amtszeit als Minister für Information waren die 
Zeitungen voll von pro-militärischen Artikeln; er trägt daher die Verantwortung für die 
Propaganda der Junta und die Verbreitung von Desinformation in den staatlichen Medien, in 
denen keine ordnungsgemäße Berichterstattung stattfindet. Er ist unmittelbar verantwortlich 
für Beschlüsse, die zur Unterdrückung der Medien des Landes geführt haben. Dazu zählen 
Verfügungen, wonach unabhängigen Medien die Verwendung der Begriffe ‚Staatsstreich‘, 
‚Militärregime‘ und ‚Junta‘ untersagt ist und fünf lokale Nachrichtenmedien im Land verboten 
wurden. In seinen früheren Funktionen als Regierungsmitglied untergruben seine 
Handlungen, Maßnahmen und Aktivitäten die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit 
in Myanmar/Birma.

19.4.2021

38. Win Shein

(alias U Win Shein)

Geburtsdatum: 31.7.1957

Geburtsort: Mandalay, 
Myanmar/Burma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Reisepass-Nr.: 
DM001478 (Myanmar/Birma), 
ausgestellt am 10. September 2012, 
gültig bis 9. September 2022

Personalausweis-Nr.: 
12DAGANA011336

Win Shein ist seit dem 1. Februar 2023 stellvertretender Premierminister und seit dem 
1. Februar 2021 Minister für Planung und Finanzen; er wurde von Oberbefehlshaber Min 
Aung Hlaing ernannt.

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar/Birma einen Putsch durchgeführt und 
damit unter Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die 
demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident 
Myint Swe als kommissarischer Präsident den Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, 
die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates Min Aung Hlaing übertragen.

Durch die Annahme der Ernennung zum Minister für Planung und Finanzen und zum 
stellvertretenden Premierminister der Unionsregierung und durch seine wichtige Rolle in der 
Wirtschaftspolitik des Regimes ist Win Shein verantwortlich für die Untergrabung der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

21.6.2021
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40. Tin Aung San Geburtsdatum: 16.10.1960

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Personalausweis-Nr.: 12/La Ma Na 
(N) 89 489

Admiral Tin Aung San ist der Oberbefehlshaber der Marine von Myanmar/Birma. Außerdem 
amtiert er seit dem 3. Februar 2021 als Minister für Verkehr und Kommunikation und seit 
dem 1. Februar 2023 als stellvertretender Premierminister. Er ist auch Mitglied des 
Staatsverwaltungsrats (SAC).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter 
Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch 
gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als 
kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und die 
gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung, General Min Aung Hlaing, übertragen. Am 
2. Februar 2021 wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten 
auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu 
hindern.

Als Minister der Regierung für Verkehr und Kommunikation ist er für Kommunikation und 
Netze zuständig, das heißt, er trifft Entscheidungen und setzt politische Maßnahmen um, die 
den freien Zugang zu Online-Daten bestimmen. Seit seiner Übernahme des Ministeriums gab 
es zahlreiche Abschaltungen und gezielte Verlangsamungen des Internets sowie 
Anordnungen an Internetanbieter zu verhindern, dass Facebook, Twitter und Instagram 
online zugänglich sind. Im Januar 2022 wurde ein Entwurf für ein neues 
Cybersicherheitsgesetz in Umlauf gebracht, wonach es zulässig ist, 
Überwachungstechnologie zur Überwachung und gezielten Beschattung von Personen zu 
missbrauchen und somit deren Recht auf freie Meinungsäußerung sowie den Zugang zu 
Informationen zu unterdrücken. Tin Aung San ist also unmittelbar für die Einschränkung der 
Pressefreiheit und des Online-Zugangs zu Informationen sowie für die Verletzung des Rechts 
auf Privatsphäre der Bevölkerung von Myanmar verantwortlich. Dadurch ist er für die 
Untergrabung der Demokratie und des Rechtsstaatsprinzips in Myanmar/Birma 
verantwortlich.

Als Mitglied des SAC war Tin Aung San unmittelbar an den Entscheidungen über staatliche 
Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
in Myanmar/Birma. Er ist außerdem unmittelbar verantwortlich für die Beschlüsse des SAC 
über Repressionen, einschließlich Rechtsvorschriften, die die Menschenrechte verletzen und 
die Freiheiten der Bürgerinnen und Bürger Myanmars einschränken, sowie für die 
schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen, die von den Sicherheitskräften Myanmars 
begangen werden.
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41. Thida Oo

alias Daw Thida Oo

Staatsangehörigkeit: Myanmar/

Geschlecht: weiblich

Thida Oo wurde am 2. Februar 2021 vom Oberbefehlshaber der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw), Min Aung Hlaing, zur Generalstaatsanwältin der Union Myanmar ernannt. Sie 
ist Mitglied der Investitionskommission von Myanmar (MIC).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter 
Nichtanerkennung des Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch 
gewählte Regierung gestürzt. Im Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als 
kommissarischer Präsident am 1. Februar 2021 den Notstand ausgerufen und die 
gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates dem 
Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung, General Min Aung Hlaing, übertragen. Um 
diese drei Gewalten auszuüben und so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung 
ihres Mandats zu hindern, wurde am 2. Februar 2021 der Staatsverwaltungsrat (SAC) 
eingesetzt. Im Juli 2022 nahm Oo an dem Verfahren vor dem Internationalen Gerichtshof 
(IGH) teil, wobei sie gegen den Vorwurf des Völkermords an der Bevölkerungsgruppe der 
Rohingya aussagte und die Junta verteidigte.

Thida Oo ist seit dem ersten Tag Teil der Regierung, die aus dem Putsch hervorgegangen ist, und 
nutzt die von dem im Jahr 2010 amtierenden Generalstaatsanwalt des Unionsrechts erteilte 
Vollmacht, politisch motivierte Gerichtsverfahren und anschließende willkürliche Inhaftierungen 
durchzuführen und die vom Militärregime begangenen Übergriffe zu ermöglichen. Sie hat daher 
an Handlungen und politischen Maßnahmen, mit denen die Demokratie und die 
Rechtstaatlichkeit in Myanmar/Birma untergraben werden, sowie an Handlungen, die den 
Frieden, die Sicherheit und die Stabilität in Myanmar/Birma bedrohen, mitgewirkt.

21.6.2021

44. Aung Naing Oo Geburtsdatum: 13.10.1962 oder 
9.6.1969

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geburtsort: Kyaukse, Mandalay, 
Myanmar/Birma

Geschlecht: männlich

Anschrift: L 103, Kenyeikthar Lane 6, 
FMI city, Yangon, Myanmar/Birma

Reisepass-Nr.: DM002656

Personalausweis-Nr.: 7/PaKhaNa 
(Naing) 13345; 5/SaKaNa (Naing) 
017289

Aung Naing Oo ist seit dem 19. August 2022 Handelsminister. Vom 2. Februar 2021 bis 
zum 18. August 2022 war er Minister für Investitionen und Außenwirtschaftsbeziehungen. 
Er wurde vom Staatsverwaltungsrat (State Administrative Council, SAC), der unter der 
Leitung von Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing steht und der am 2. Februar 2021 die 
gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates übernommen 
hat, ernannt.

Als Minister der Regierung ist er Teil des Militärregimes, das durch einen Militärputsch die 
Macht ergriffen und die rechtmäßig gewählte Führung Myanmars/Birmas gestürzt hat. Als 
Minister für Investitionen und Außenwirtschaftsbeziehungen war er dafür zuständig, das 
Wirtschaftsleben und Investitionen in Myanmar/Birma zu erleichtern und trägt daher zur 
Deckung des Finanzbedarfs des Militärregimes bei. In seinen Erklärungen und durch seine 
Handlungen hat er den Putsch und das Militärregime öffentlich befürwortet, unter anderem 
durch die Behauptung, dass die internationalen Medien die Krise hochspielten, und indem er 
nachdrücklich erklärte, dass die Bewegung des zivilen Ungehorsams beendet sei. Darüber 
hinaus hat er Führungskräfte ausländischer Telekommunikationsunternehmen daran 
gehindert, das Land ohne Genehmigung zu verlassen, und im Februar 2021 
demonstrierende Beamte aus dem Ministerium entlassen. Daher werden durch seine 
Handlungen, politischen Maßnahmen und Tätigkeiten die Demokratie und die 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma untergraben, und er wirkt bei Handlungen mit, die 
den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität Myanmars/Birmas bedrohen.

21.2.2022
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46. Thet Thet Khine Geburtsdatum: 19.8.1967

Staatsangehörigkeit: Myanmar/

Geburtsort: Mogok, 
Myanmar/Birma

Geschlecht: weiblich

Anschrift: 127A Dhamazadei Road, 
Kamayut, Yangon, Myanmar/Birma

Reisepass-Nr.: 
MB132403 (Myanmar/Birma), 
ausgestellt am 7. Mai 2015, gültig bis 
6. Mai 2020

Personalausweis-Nr.: 
9MAKANAN034200

Thet Thet Khine ist seit dem 4. Februar 2021 Ministerin für Sozialfürsorge, Hilfe und 
Neuansiedlung. Sie wurde vom Staatsverwaltungsrat (SAC), der unter der Leitung von 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing steht und der am 2. Februar 2021 die gesetzgebende, die 
vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates übernommen hat, ernannt.

Sie hat den Putsch wiederholt öffentlich unterstützt. Als Ministerin der Regierung ist sie Teil 
des Militärregimes, das durch einen Militärputsch die Macht ergriffen und die rechtmäßig 
gewählte Führung Myanmars/Birmas gestürzt hat. In ihren Erklärungen und durch ihre 
Handlungen hat sie den Putsch und das Militärregime öffentlich befürwortet, unter anderem 
durch die Behauptung, dass das Militär den Putsch als Reaktion auf Wahlbetrug durchgeführt 
habe. Darüber hinaus hat sie dementiert, dass das Militär Völkermord an der 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya verübt habe. Sie wirkt daher an Handlungen und 
politischen Maßnahmen, mit denen die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit 
in Myanmar/Birma untergraben werden, sowie an Handlungen, die den Frieden, die 
Sicherheit und die Stabilität Myanmars/Birmas bedrohen, mit und befürwortet solche 
Handlungen und Maßnahmen.

21.2.2022

64. Ni Lin Aung Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Generalmajor Ni Lin Aung arbeitet seit August 2022 im zentralen Kommandobereich Ost. Er 
ist der ehemalige Befehlshaber des Kommandobereichs Ost der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). Der Staat Kayah fällt in den Zuständigkeitsbereich des Kommandobereichs Ost. 
Bei einem am 24. Dezember 2021 nahe des Dorfes Moso in der Gemeinde Phruso, Staat 
Karenni (Kayah), durchgeführten Angriff wurden mindestens 35 Personen getötet, darunter 
Zivilpersonen und Kinder sowie zwei humanitäre Helfer der NRO Save the Children. 
Tatmadaw wird für diesen Angriff verantwortlich gemacht. Als Befehlshaber des 
Kommandobereichs Ost befehligte Generalmajor (ehemaliger Brigadegeneral) Ni Lin Aung 
unmittelbar die Einheiten im Staat Kayah, einschließlich derer, die für dieses Massaker 
verantwortlich sind. Generalmajor Ni Lin Aung ist daher für schwere 
Menschenrechtsverletzungen sowie für die Durchführung von Handlungen verantwortlich, 
die den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität Myanmars/Birmas bedrohen.

21.2.2022
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65. Aung Zaw Aye

(alias U Aung Zaw Aye)

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Generalleutnant Aung Zaw Aye ist seit Februar 2023 Ministerpräsident des Staats Shan. Er ist 
der ehemalige Befehlshaber des Büros für Sondereinsätze Nr. 2 der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw).

Bei einem am 24. Dezember 2021 nahe des Dorfes Moso in der Gemeinde Phruso, Staat 
Karenni (Kayah), durchgeführten Angriff wurden mindestens 35 Personen getötet, darunter 
Zivilpersonen und Kinder sowie zwei humanitäre Helfer der NRO Save the Children. 
Tatmadaw wird für diesen Angriff verantwortlich gemacht. Als Befehlshaber des Büros für 
Sondereinsätze Nr. 2 hatte Generalleutnant Aung Zaw Aye die Befehlsgewalt über den 
Kommandobereich Ost, unter dessen unmittelbarer Befehlsgewalt die im Staat Kayah 
eingesetzten Militäreinheiten, einschließlich derer, die für dieses Massaker verantwortlich 
sind, stehen. Generalleutnant Aung Zaw Aye ist daher für schwere 
Menschenrechtsverletzungen sowie für die Durchführung von Handlungen verantwortlich, 
die den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität Myanmars/Birmas bedrohen.

21.2.2022

71. U Than Swe

(alias Than Swe)

Geburtsdatum: 1957 oder 1965

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

U Than Swe ist seit Februar 2023 Außenminister der Union. Er war Vorsitzender der 
Kommission für Korruptionsbekämpfung vom 19. August 2022 bis Februar 2023, ernannt 
durch den Staatsverwaltungsrat.

Die Kommission für Korruptionsbekämpfung hat dann unter der Leitung von U Than Swe 
politische Maßnahmen umgesetzt, die darauf abzielen, den Militärputsch zu legitimieren, 
unter anderem durch ihre Beteiligung an Verfahren gegen demokratisch gewählte Führer, 
darunter die Erhebung von Korruptionsvorwürfen gegen die Staatsberaterin Daw Aung San 
Suu Kyi. Daher war U Than Swe in seiner Funktion als Vorsitzender der Kommission für 
Korruptionsbekämpfung an Tätigkeiten und politischen Maßnahmen beteiligt, die die 
Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma untergraben.

8.11.2022“

D
E

A
m

tsblatt der Europäischen U
nion 

28.4.2023 
L 113 I/19  



2. Der Eintrag zu der folgenden Organisation in der Liste mit der Überschrift „B. Juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 4a“ erhält folgende Fassung:

Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

„5. Forest Products Joint 
Venture Corporation 
Limited

Anschrift:
422/426, Rm 2, 2nd Flr, Strand Rd., 
Corner of Botahtaung Pagoda St., 
FJVC Center, Ward (4), BTHG;

52/66, Rm 2, 3rd Flr, Botahtaung 
Pagoda St., Lower Block, Botahtaung 
Township, Yangon, Myanmar/Birma
Art der Organisation: 
Gemeinschaftsunternehmen

Ort der Registrierung: Myanmar/

Telefonnummer: 01-9010742; 
01-9010744; 09-443250050

E-Mail: fjv.md@gmail.com

Forest Products Joint Venture Corporation Limited (FPJVC) ist in der Holzwirtschaft in 
Myanmar tätig und verarbeitet Teak- und Hartholz. Obwohl es sich um eine 
Aktiengesellschaft handelt, ist FPJVC unter der Kontrolle des Staates, der i) über das 
Ministerium für natürliche Ressourcen und Umweltschutz (MONREC) (10 %) und das 
staatseigene Myanma Timber Enterprise (MTE) (45 %) die Mehrheit der Anteile des FPJVC hält 
und ii) das Recht hat, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungsrats von FPJVC zu 
ernennen (wobei von 11 Mitgliedern jeweils drei Mitglieder von MONREC und von MTE 
ernannt werden).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem 
Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing in einem Staatsstreich die Macht von der rechtmäßigen 
Zivilregierung ergriffen und den Staatsverwaltungsrat (SAC) eingesetzt, der die 
gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des Staates ausübt. Am 
2. Februar 2021 hat das Militärregime ein neues Kabinett ernannt, darunter einen neuen 
Minister für natürliche Ressourcen und Umweltschutz (MONREC). Durch den SAC und das 
neue Kabinett hat das Militärregime die Kontrolle über staatseigene Unternehmen, auch über 
das Unternehmen FPJVC, erlangt und profitiert von deren Einnahmen. FPJVC wird folglich 
von den Streitkräften (Tatmadaw) kontrolliert und erzielt Einnahmen für sie und trägt somit 
dazu bei, dass die Streitkräfte in der Lage sind, die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit zu 
untergraben.

21.6.2021“
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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2023/888 DES RATES 

vom 28. April 2023

über restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die Republik Moldau destabilisieren 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2023/891 des Rates vom 28. April 2023 über restriktive Maßnahmen angesichts von 
Handlungen, die die Republik Moldau destabilisieren (1),

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 28. April 2023 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2023/891 angenommen, mit der ein Rahmen für gezielte 
restriktive Maßnahmen angesichts von Handlungen, die die Republik Moldau destabilisieren, geschaffen wird. Der 
politische Kontext und die politischen Gründe für die Einführung der restriktiven Maßnahmen wurden in den 
Erwägungsgründen dieses Beschlusses dargelegt. Dieser Beschluss sieht ein Reiseverbot sowie das Einfrieren von 
Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen von natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen vor, die für Handlungen oder politische Maßnahmen, die die Souveränität und Unabhängigkeit der 
Republik Moldau gemäß dem Völkerrecht, sowie die Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit, die Stabilität oder die 
Sicherheit in der Republik Moldau untergraben oder bedrohen, verantwortlich sind, solche Handlungen oder 
politischen Maßnahmen unterstützen oder umsetzen, sowie ein Verbot, für diese Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen Gelder und wirtschaftliche Ressourcen bereitzustellen. Natürliche und juristische Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, die diesen restriktiven Maßnahmen unterliegen, sind im Anhang des Beschlusses 
(GASP) 2023/891 aufgeführt.

(2) Diese Maßnahmen fallen in den Geltungsbereich des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und 
daher bedarf es für ihre Umsetzung Rechtsvorschriften auf Ebene der Union, insbesondere um ihre einheitliche 
Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten.

(3) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die mit der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union anerkannt wurden, insbesondere mit dem Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein 
faires Verfahren, den Verteidigungsrechten und dem Recht auf Schutz personenbezogener Daten. Diese Verordnung 
sollte unter Achtung dieser Rechte angewandt werden.

(4) Das Verfahren zur Änderung der Liste in Anhang I dieser Verordnung sollte unter anderem vorsehen, dass den 
benannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen die Gründe für ihre 
Aufnahme in die Liste mitgeteilt werden, um ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(1) Siehe S. 15 dieses Amtsblatts.
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(5) Zur Anwendung dieser Verordnung und um größtmögliche Rechtssicherheit in der Union zu gewährleisten, sollten 
die Namen und die übrigen einschlägigen Angaben zu den natürlichen und juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen nach der Verordnung einzufrieren sind, 
veröffentlicht werden. Die Verarbeitung personenbezogener Daten sollte unter Einhaltung der Verordnungen 
(EU) 2016/679 (2) und (EU) 2018/1725 (3) des Europäischen Parlaments und des Rates erfolgen.

(6) Die Mitgliedstaaten und die Kommission sollten einander über die gemäß dieser Verordnung getroffenen 
Maßnahmen und über ihnen vorliegende sonstige sachdienliche Informationen im Zusammenhang mit dieser 
Verordnung unterrichten.

(7) Die Mitgliedstaaten sollten für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen festlegen und sicherstellen, dass sie 
angewandt werden. Diese Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Anspruch“ jede vor oder nach Inkrafttreten dieser Verordnung erhobene Forderung, die mit der Durchführung eines 
Vertrags oder einer Transaktion im Zusammenhang steht, unabhängig davon, ob sie gerichtlich geltend gemacht wird 
oder wurde, insbesondere

i) Ansprüche auf Erfüllung einer Verpflichtung aus oder in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion,

ii) Ansprüche auf Verlängerung oder Zahlung einer finanziellen Garantie oder Gegengarantie in jeder Form,

iii) Ansprüche auf Schadensersatz in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion,

iv) Gegenansprüche,

v) Ansprüche auf Anerkennung oder Vollstreckung — auch im Wege der Zwangsvollstreckung — von 
Gerichtsurteilen, Schiedssprüchen oder gleichwertigen Entscheidungen, ungeachtet des Ortes, an dem sie ergangen 
sind;

b) „Vertrag oder Transaktion“ jedes Geschäft, ungeachtet der Form und des anwendbaren Rechts, bei dem dieselben oder 
verschiedene Parteien einen oder mehrere Verträge abschließen oder vergleichbare Verpflichtungen eingehen; als 
„Vertrag“ gilt auch eine Obligation, eine Garantie oder Gegengarantie, insbesondere eine finanzielle Garantie oder 
Gegengarantie, sowie ein Kredit, rechtlich unabhängig oder nicht, ebenso alle Nebenvereinbarungen, die auf einem 
solchen Geschäft beruhen oder mit diesem im Zusammenhang stehen;

c) „zuständige Behörden“ die auf den in Anhang II aufgeführten Internetseiten angegebenen zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten;

d) „wirtschaftliche Ressourcen“ Vermögenswerte jeder Art, unabhängig davon, ob sie materiell oder immateriell, beweglich 
oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um Gelder handelt, die aber für den Erwerb von Geldern, Waren oder 
Dienstleistungen verwendet werden können;

e) „Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen“ die Verhinderung der Verwendung von wirtschaftlichen Ressourcen für 
den Erwerb von Geldern, Waren oder Dienstleistungen, die auch den Verkauf, das Vermieten oder das Verpfänden 
dieser Ressourcen einschließt, sich aber nicht darauf beschränkt;

f) „Einfrieren von Geldern“ die Verhinderung jeglicher Form der Verlagerung, des Transfers, der Veränderung und der 
Verwendung von Geldern sowie des Zugangs zu oder des Umgangs mit ihnen, die eine Änderung des Volumens, der 
Höhe, der Belegenheit, des Eigentums, des Besitzes, der Eigenschaften oder der Zweckbestimmung der Gelder oder eine 
sonstige Veränderung, die die Nutzung der Gelder einschließlich des Portfoliomanagements ermöglicht, bewirken 
würde;

(2) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- 
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(3) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39).
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g) „Gelder“ finanzielle Vermögenswerte und Vorteile jeder Art, die Folgendes einschließen, aber nicht darauf beschränkt 
sind:

i) Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungsanweisungen und andere Zahlungsmittel,

ii) Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtungen, Guthaben auf Konten, Zahlungsansprüche und 
verbriefte Forderungen,

iii) öffentlich und privat gehandelte Wertpapiere und Schuldtitel einschließlich Aktien und Anteilen, Wertpapierzer
tifikaten, Obligationen, Schuldscheinen, Optionsscheinen, Pfandbriefen und Derivaten,

iv) Zinserträge, Dividenden oder andere Einkünfte oder Wertzuwächse aus Vermögenswerten,

v) Kredite, Rechte auf Verrechnung, Bürgschaften, Vertragserfüllungsgarantien und andere finanzielle Ansprüche,

vi) Akkreditive, Konnossemente, Übereignungsurkunden,

vii) Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsvermögen oder anderen Finanzressourcen;

h) „Gebiet der Union“ die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, in denen der Vertrag Anwendung findet, nach Maßgabe der 
im Vertrag festgelegten Bedingungen, einschließlich ihres Luftraums.

Artikel 2

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen im Besitz, im Eigentum, in der Verfügungsgewalt oder unter der 
Kontrolle einer in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Person, Organisation oder Einrichtung werden 
eingefroren.

(2) Den in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen dürfen 
weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder 
zugutekommen.

(3) Anhang I enthält die Namen

a) der natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die für die Untergrabung oder 
Bedrohung der Souveränität und Unabhängigkeit der Republik Moldau oder der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, 
der Stabilität oder der Sicherheit in der Republik Moldau durch eine der folgenden Handlungen oder politische 
Maßnahmen verantwortlich sind, diese unterstützen oder umsetzen:

i) Behinderung oder Untergrabung des demokratischen politischen Prozesses, einschließlich indem die Abhaltung von 
Wahlen behindert oder ernsthaft untergraben wird oder durch den Versuch, die verfassungsmäßige Ordnung zu 
destabilisieren oder zu stürzen,

ii) Planung, Steuerung, direkte oder indirekte Beteiligung an, Unterstützung oder anderweitige Ermöglichung von 
gewaltsamen Demonstrationen oder anderen Gewalttaten, oder

iii) schweres finanzielles Fehlverhalten in Bezug auf öffentliche Gelder und unerlaubte Kapitalausfuhr;

b) der natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die mit den unter Buchstabe a 
benannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen verbunden sind.

Artikel 3

(1) Abweichend von Artikel 2 können die zuständigen Behörden unter den ihnen angemessen erscheinenden 
Bedingungen die Freigabe oder die Bereitstellung bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 
genehmigen, nachdem sie festgestellt haben, dass die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen

a) zur Deckung der Grundbedürfnisse der in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen sowie von unterhaltsberechtigten Familienangehörigen jener natürlichen Personen, 
unter anderem für die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und medizinischer 
Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen, notwendig sind,

b) ausschließlich für die Bezahlung angemessener Honorare oder die Rückerstattung von Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Bereitstellung juristischer Dienstleistungen bestimmt sind,
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c) ausschließlich für die Bezahlung von Gebühren oder Dienstleistungskosten für die routinemäßige Verwahrung oder 
Verwaltung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen bestimmt sind,

d) zur Deckung außerordentlicher Ausgaben notwendig sind, sofern die zuständige Behörde den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mindestens zwei Wochen vor Erteilung der Genehmigung die Gründe 
mitgeteilt hat, aus denen ihres Erachtens eine Sondergenehmigung erteilt werden sollte, oder

e) auf Konten oder von Konten einer diplomatischen Vertretung oder Konsularstelle oder einer internationalen 
Organisation überwiesen werden sollen, die Immunität nach dem Völkerrecht genießt, soweit diese Zahlungen für 
amtliche Zwecke dieser diplomatischen Vertretung oder Konsularstelle oder internationalen Organisation bestimmt 
sind.

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über nach Absatz 1 
erteilte Genehmigungen innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.

Artikel 4

(1) Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht für Gelder und wirtschaftliche Ressourcen, die von Organisationen und Agenturen, die 
von der Union einer Säulenbewertung unterzogen wurden und mit denen die Union eine Finanzpartnerschafts-Rahmenver
einbarung unterzeichnet hat, auf deren Grundlage die Organisationen und Agenturen als humanitäre Partner der Union 
tätig sind, bereitgestellt werden, sofern die Bereitstellung von diesen Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen 
ausschließlich für humanitäre Zwecke in der Republik Moldau erforderlich ist.

(2) In Fällen, die nicht unter Absatz 1 dieses Artikels fallen, und abweichend von Artikel 2 können die zuständigen 
Behörden unter ihnen geeignet erscheinenden allgemeinen oder besonderen Bedingungen spezielle oder allgemeine 
Genehmigungen für die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung 
bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen erteilen, sofern die Bereitstellung dieser Gelder oder wirtschaftlichen 
Ressourcen für ausschließlich humanitäre Zwecke in der Republik Moldau erforderlich ist.

(3) Ergeht innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Eingang des Genehmigungsantrags nach Absatz 2 keine ablehnende 
Entscheidung, kein Auskunftsersuchen oder keine Mitteilung über eine Fristverlängerung der zuständigen Behörde, so gilt 
die Genehmigung als erteilt.

(4) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über nach den 
Absätzen 2 und 3 erteilte Genehmigungen innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.

Artikel 5

(1) Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder 
oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor dem 
Datum ergangen ist, an dem die in Artikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung 
in die Liste in Anhang I aufgenommen wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Datum in der Union 
ergangenen gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem Datum in dem betreffenden 
Mitgliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung,

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvor
schriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich zur Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine solche 
Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in einer solchen Entscheidung bestätigt wird,

c) die Entscheidung kommt nicht einer in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Person, Organisation oder 
Einrichtung zugute, und

d) die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden 
Mitgliedstaats.

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über nach Absatz 1 
erteilte Genehmigungen innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
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Artikel 6

(1) Schuldet eine in Anhang I aufgeführte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung Zahlungen 
aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die von der betreffenden natürlichen oder juristischen 
Person, Organisation oder Einrichtung vor dem Tag geschlossen wurden bzw. entstanden sind, an dem diese natürliche 
oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen wurde, so können die zuständigen 
Behörden abweichend von Artikel 2 Absatz 1 die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher 
Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn die betreffende zuständige Behörde 
festgestellt hat, dass

a) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen von einer in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Person, 
Organisation oder Einrichtung für eine Zahlung verwendet werden sollen und

b) die Zahlung nicht gegen Artikel 2 Absatz 2 verstößt.

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach Absatz 1 
erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.

Artikel 7

(1) Artikel 2 Absatz 2 hindert Finanz- oder Kreditinstitute nicht daran, eingefrorenen Konten Gelder gutzuschreiben, die 
von Dritten auf das Konto einer in der Liste aufgeführten natürlichen oder juristischen Person, Organisation oder 
Einrichtung überwiesen werden, sofern die diesen Konten gutgeschriebenen Beträge ebenfalls eingefroren werden. Die 
Finanz- oder Kreditinstitute setzen die zuständigen Behörden unverzüglich von solchen Transaktionen in Kenntnis.

(2) Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht eingefrorenen Konten gutgeschriebene

a) Zinsen und sonstige Erträge dieser Konten,

b) Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor dem Tag geschlossen wurden bzw. 
entstanden sind, an dem die in Artikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in 
Anhang I aufgenommen wurde, oder

c) Zahlungen aufgrund von in einem Mitgliedstaat ergangenen oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entscheidungen,

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen nach Artikel 2 Absatz 1 eingefroren werden.

Artikel 8

(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften über die Meldepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind 
natürliche und juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen verpflichtet,

a) Informationen, die die Anwendung dieser Verordnung erleichtern, wie etwa Informationen über die nach Artikel 2 
Absatz 1 eingefrorenen Konten und Beträge unverzüglich der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie ihren 
Sitz bzw. Wohnsitz haben, und — direkt oder über den Mitgliedstaat — der Kommission zu übermitteln und

b) mit der zuständigen Behörde bei der Überprüfung dieser Informationen nach Buchstabe a zusammenzuarbeiten.

(2) Zusätzliche Informationen, die direkt bei der Kommission eingehen, werden den Mitgliedstaaten zur Verfügung 
gestellt.

(3) Die gemäß diesem Artikel übermittelten oder erhaltenen Informationen dürfen nur für die Zwecke verwendet 
werden, für die sie übermittelt oder entgegengenommen wurden.

Artikel 9

Es ist untersagt, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der Maßnahmen nach 
Artikel 2 bezweckt oder bewirkt wird.
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Artikel 10

(1) Natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen sowie ihre Führungskräfte und 
Beschäftigten, die im guten Glauben, im Einklang mit dieser Verordnung zu handeln, Gelder oder wirtschaftliche 
Ressourcen einfrieren oder ihre Bereitstellung ablehnen, können hierfür nicht haftbar gemacht werden, es sei denn, das 
Einfrieren oder Zurückhalten der Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen ist nachweislich auf Fahrlässigkeit 
zurückzuführen.

(2) Natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen können für ihr Handeln nicht haftbar 
gemacht werden, wenn sie nicht wussten und keinen vernünftigen Grund zu der Annahme hatten, dass sie mit ihrem 
Handeln gegen die Maßnahmen nach dieser Verordnung verstoßen.

Artikel 11

(1) Ansprüche in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion, deren Erfüllung bzw. Durchführung von den 
mit dieser Verordnung verhängten Maßnahmen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise betroffen ist, darunter 
Schadensersatzansprüche oder ähnliche Ansprüche, wie Entschädigungs- oder Garantieansprüche, vor allem Ansprüche 
auf Verlängerung oder Zahlung einer Obligation, einer Garantie oder Gegengarantie, insbesondere einer finanziellen 
Garantie oder Gegengarantie, in jeglicher Form, werden nicht erfüllt, wenn sie geltend gemacht werden von

a) den in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen,

b) natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die über eine der in Buchstabe a genannten 
natürlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen oder in deren Namen handeln.

(2) In Verfahren zur Durchsetzung eines Anspruchs trägt die natürliche oder juristische Person, Organisation oder 
Einrichtung, die den Anspruch geltend macht, die Beweislast dafür, dass die Erfüllung des Anspruchs nicht nach Absatz 1 
verboten ist.

(3) Dieser Artikel berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen auf gerichtliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Nichterfüllung vertraglicher 
Pflichten nach dieser Verordnung.

Artikel 12

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten informieren einander über die nach dieser Verordnung getroffenen 
Maßnahmen und übermitteln einander ihnen im Zusammenhang mit dieser Verordnung vorliegende sonstige 
sachdienliche Informationen, insbesondere über

a) gemäß Artikel 2 eingefrorene Gelder und gemäß den Artikeln 3, 5 und 6 erteilte Genehmigungen,

b) Verstöße, Vollzugsprobleme und Urteile nationaler Gerichte.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln einander und der Kommission unverzüglich ihnen vorliegende sonstige 
sachdienliche Informationen, die die wirksame Anwendung dieser Verordnung berühren könnten.

Artikel 13

(1) Beschließt der Rat, eine natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung den in Artikel 2 genannten 
Maßnahmen zu unterwerfen, so ändert er Anhang I entsprechend.

(2) Der Rat setzt die betreffende natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung von dem Beschluss 
nach Absatz 1 und den Gründen für die Aufnahme in die Liste entweder auf direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, 
oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung in Kenntnis und gibt dieser natürlichen oder juristischen Person, 
Organisation oder Einrichtung Gelegenheit zur Stellungnahme.

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden wesentliche neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat die in 
Absatz 1 genannten Beschlüsse und unterrichtet die betreffende natürliche oder juristische Person, Organisation oder 
Einrichtung entsprechend.
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(4) Die Liste in Anhang I wird in regelmäßigen Abständen, mindestens aber alle zwölf Monate überprüft.

(5) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, Anhang II aufgrund der von den Mitgliedstaaten vorgelegten 
Informationen zu ändern.

Artikel 14

(1) Anhang I enthält die Gründe für die Aufnahme der betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen in die Liste.

(2) Anhang I enthält die zur Identifizierung der betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen 
oder Einrichtungen erforderlichen Angaben, soweit diese verfügbar sind. Bei natürlichen Personen können diese Angaben 
Folgendes umfassen: Namen und Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personalaus
weisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder Beruf. Bei juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen können diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, die 
Registriernummer und den Geschäftssitz umfassen.

Artikel 15

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen diese Verordnung Sanktionen fest und treffen alle zur Sicherstellung 
ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die entsprechenden Bestimmungen gemäß Absatz 1 unverzüglich nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung mit und melden ihr alle späteren Änderungen.

Artikel 16

(1) Der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hoher 
Vertreter“) verarbeiten personenbezogene Daten, um ihre Aufgaben nach dieser Verordnung zu erfüllen. Zu diesen 
Aufgaben gehören

a) was den Rat betrifft, die Ausarbeitung und Durchführung von Änderungen des Anhangs I;

b) was den Hohen Vertreter betrifft, die Ausarbeitung von Änderungen zu Anhang I;

c) was die Kommission betrifft:

i) die Aufnahme des Inhalts von Anhang I in die elektronisch verfügbare konsolidierte Liste der Personen, Gruppen 
und Organisationen, die finanziellen Sanktionen der Union unterliegen, und in die interaktive Weltkarte der 
Unionssanktionen, die beide öffentlich zugänglich sind;

ii) die Verarbeitung von Informationen über die Auswirkungen der in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen, 
z. B. Wert der eingefrorenen Gelder, und von Informationen über die von den zuständigen Behörden erteilten 
Genehmigungen.

(2) Der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter dürfen einschlägige Daten, die Straftaten der in der Liste 
aufgeführten natürlichen Personen sowie strafrechtliche Verurteilungen oder Sicherungsmaßregeln im Zusammenhang mit 
diesen Personen betreffen, gegebenenfalls nur in dem Umfang verarbeiten, in dem dies für die Ausarbeitung des Anhangs I 
erforderlich ist.

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung werden der Rat, die Kommission und der Hohe Vertreter zu „Verantwortlichen“ im 
Sinne von Artikel 3 Nummer 8 der Verordnung (EU) 2018/1725 bestimmt, um sicherzustellen, dass die betreffenden 
natürlichen Personen ihre Rechte nach der Verordnung (EU) 2018/1725 ausüben können.

Artikel 17

(1) Die Mitgliedstaaten benennen die in dieser Verordnung genannten zuständigen Behörden und geben sie auf den 
Websites in Anhang II an. Die Mitgliedstaaten melden der Kommission jede Änderung der Adressen ihrer Websites in 
Anhang II.
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(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission ihre zuständigen Behörden einschließlich der Kontaktdaten dieser 
Behörden unverzüglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung und notifizieren ihr jede spätere Änderung.

(3) Soweit diese Verordnung eine Melde-, Informations- oder sonstige Mitteilungspflicht gegenüber der Kommission 
vorsieht, werden dazu die Anschrift und die anderen Kontaktdaten verwendet, die in Anhang II angegeben sind.

Artikel 18

Die Kommission darf die Informationen, die ihr nach dieser Verordnung übermittelt oder von ihr entgegengenommen 
werden, nur für die Zwecke verwenden, für die sie übermittelt oder entgegengenommen wurden.

Artikel 19

Diese Verordnung gilt

a) im Gebiet der Union einschließlich ihres Luftraums,

b) an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaats unterstehen,

c) für alle natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen, innerhalb und außerhalb des 
Gebiets der Union,

d) für alle nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete oder eingetragene juristische Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen innerhalb und außerhalb des Gebiets der Union,

e) für alle juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen hinsichtlich aller Geschäfte, die ganz oder teilweise 
innerhalb der Union getätigt werden.

Artikel 20

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 28. April 2023.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
J. ROSWALL
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ANHANG I 

Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen gemäß Artikel 2

(…)
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ANHANG II 

Internetseiten mit Informationen über die zuständigen Behörden und Anschrift für Notifikationen an die 
Europäische Kommission 

BELGIEN

https://diplomatie.belgium.be/en/policy/policy_areas/peace_and_security/sanctions

BULGARIEN

https://www.mfa.bg/en/EU-sanctions

TSCHECHIEN

www.financnianalytickyurad.cz/mezinarodni-sankce.html

DÄNEMARK

http://um.dk/da/Udenrigspolitik/folkeretten/sanktioner/

DEUTSCHLAND

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Aussenwirtschaft/embargos-aussenwirtschaftsrecht.html

ESTLAND

https://vm.ee/sanktsioonid-ekspordi-ja-relvastuskontroll/rahvusvahelised-sanktsioonid

IRLAND

https://www.dfa.ie/our-role-policies/ireland-in-the-eu/eu-restrictive-measures/

GRIECHENLAND

http://www.mfa.gr/en/foreign-policy/global-issues/international-sanctions.html

SPANIEN

https://www.exteriores.gob.es/es/PoliticaExterior/Paginas/SancionesInternacionales.aspx

FRANKREICH

http://www.diplomatie.gouv.fr/fr/autorites-sanctions/

KROATIEN

https://mvep.gov.hr/vanjska-politika/medjunarodne-mjere-ogranicavanja/22955

ITALIEN

https://www.esteri.it/it/politica-estera-e-cooperazione-allo-sviluppo/politica_europea/misure_deroghe/

ZYPERN

https://mfa.gov.cy/themes/

LETTLAND

http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539

LITAUEN

http://www.urm.lt/sanctions
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LUXEMBURG

https://maee.gouvernement.lu/fr/directions-du-ministere/affaires-europeennes/organisations-economiques-int/mesures- 
restrictives.html

UNGARN

https://kormany.hu/kulgazdasagi-es-kulugyminiszterium/ensz-eu-szankcios-tajekoztato

ΜΑLTA

https://foreignandeu.gov.mt/en/Government/SMB/Pages/SMB-Home.aspx

NIEDERLANDE

https://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-sancties

ÖSTERREICH

https://www.bmeia.gv.at/themen/aussenpolitik/europa/eu-sanktionen-nationale-behoerden/

POLEN

https://www.gov.pl/web/dyplomacja/sankcje-miedzynarodowe

https://www.gov.pl/web/diplomacy/international-sanctions

PORTUGAL

https://portaldiplomatico.mne.gov.pt/politica-externa/medidas-restritivas

RUMÄNIEN

http://www.mae.ro/node/1548

SLOWENIEN

http://www.mzz.gov.si/si/omejevalni_ukrepi

SLOWAKEI

https://www.mzv.sk/europske_zalezitosti/europske_politiky-sankcie_eu

FINNLAND

https://um.fi/pakotteet

SCHWEDEN

https://www.regeringen.se/sanktioner

Adresse für Notifikationen an die Europäische Kommission:

Europäische Kommission
Generaldirektion Finanzstabilität, Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion (GD FISMA)
Rue Joseph II 54
1049 Brüssel, Belgien

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.eu
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/890 DES RATES 

vom 28. April 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Syrien 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 des Rates vom 18. Januar 2012 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Syrien und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 442/2011 (1), insbesondere auf Artikel 32,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 18. Januar 2012 die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 angenommen.

(2) Nach dem Urteil des Gerichts in der Rechtssache T-426/21 sollte ein Eintrag aus der Liste der natürlichen und 
juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen in Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 gestrichen 
werden.

(3) Die Verordnung (EU) Nr. 36/2012 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang II der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 28. April 2023.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
J. ROSWALL

(1) ABl. L 16 vom 19.1.2012, S. 1.
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Anlage 3



ANHANG 

Der nachstehende Eintrag wird aus der Liste in Anhang II Abschnitt A (Personen) der Verordnung (EU) Nr. 36/2012 
gestrichen:

„36. Nizar AL-ASSAD“.
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Anlage 4 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 

 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-/ 
Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgesehe-

nen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 32/2023, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 32/2023, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-Zeile 
Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die aus-
schließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die vor-

bezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehrere In-
stitute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine gesonderte 
Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rundschreiben 
getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile 
hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail an die allge-
meine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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